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Mehr Mobilität und Austausch durch ein integriertes 
EU-Bildungsrahmenprogramm 


A. Problem 

Es muss festgestellt werden, dass in einigen Mitgliedstaaten die Zustimmung zur 
Europäischen Union in den letzten Jahren merklich zurückgegangen ist. Um das 
Ziel der Schaffung des wettbewerbsfähigsten wissensbasierten Wirtschafts- 
raums der Welt zu schaffen, müssen Unvereinbarkeiten und Kohärenzprobleme 
zwischen mittlerweile 25 Bildungssystemen innerhalb der Europäischen Union 
verringert und baldmöglichst beseitigt werden. Es bedarf daher einer weiteren 
Erhöhung der Qualität der Bildungssysteme, der Schaffung eines leichteren 
Zugangs zu Bildung für alle sowie einer Öffnung der europäischen Bildungssys- 
teme gegenüber der Welt. Herausforderungen stellen in diesem Zusammenhang 
die im Zuge der Globalisierung wachsende Bedeutung von Mobilität und 
Kooperation im Bereich der Bildung sowie die stetig wachsende und durch die 
bisherigen Programmvolumina nicht zu befriedigende Nachfrage nach den 
Angeboten der EU-Bildungsprogramme dar. 


B. Lösung 

Die Bundesregierung wird dazu aufgefordert, eine deutlich verbesserte Finanz- 
ausstattung der neuen EU-Bildungsprogramme sowie eine weitere Entbüro- 
kratisierung zu schaffen. Zudem bedarf es einer stärkeren Förderung der Mobi- 
lität von Lehrerinnen und Lehrern und in diesem Zusammenhang einer weiteren 
Öffnung der Lehrer-Austauschprogramme. Im Bereich des studentischen Aus- 
tauschs ist innerhalb der europäischen Länder ein stärkeres Engagement von- 
nöten. Im Bereich der beruflichen Bildung bedarf es einer verbesserten wechsel- 
seitigen Transparenz und Anrechnung von Teilqualifikationen sowie einer 
Intensivierang der Bemühungen um eine bessere Vergleichbarkeit von beruf- 
lichen Qualifikationen. Hinsichtlich des Bereichs der Förderung des lebens- 
begleitenden Lernens bedarf es ebenfalls der Entwicklung von Strategien und 
Maßnahmen, um eine höhere Durchlässigkeit und bessere Verzahnung der ver- 
schiedenen Bildungsbereiche zu fördern. 
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Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU 
und SPD gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei 
Stimmenthaltung der Fraktionen FDP und DIE LINKE. 


C. Alternativen 

Annahme des Antrags. 


D. Kosten 

Wurden nicht erörtert. 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 16/837 abzulehnen. 


Berlin, den 17. Mai 2006 


Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 

Ulla Burchardt Marcus Weinberg Gesine Multhaupt 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatterin 

Cornelia Hirsch Priska Hinz (Herborn) 

B erichterstatterin B erichterstatterin 


Patrick Meinhardt 

Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Marcus Weinberg, Gesine Muithaupt, Patrick Meinhardt, 
Corneiia Hirsch und Priska Hinz (Herborn) 


I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag auf Drucksache 
16/837 in seiner 25. Sitzung am 16. März 2006 beraten und an 
den Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgen- 
abschätzung zur federführenden Beratung und an den Haus- 
haltsausschuss sowie den Ausschuss für die Angelegenheiten 
der Europäischen Union zur Mitberatung überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN erklärt, dass im 
Bereich der europäischen Bildungszusammenarbeit die Pro- 
gramme SOKRATES und LEONARDO DA VINCI sich zu 
einem Kernstück entwickelt haben. Deutschland trägt maß- 
geblich zum Erfolg der europäischen Bildungsprogramme 
bei, profitiert im Gegenzug selbst aber auch am meisten von 
den im Rahmen dieser Programme stattfindenden Maßnah- 
men. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN fordert, dass 
man sich auf europäischer Ebene nachdrücklich für einen 
Ausbau der EU-Bildungsprogramme und für eine Fortent- 
wicklung der Programmstrukturen einsetze. 

Dazu gehöre 

- das Bestehen auf einer deutlich verbesserten Finanzaus- 
stattung der neuen EU-Bildungsprogramme; 

- die weitere Entbürokratisierung der Antragsverfahren; 

- ein Ausbau der bildungspolitischen Zusammenarbeit in 
der EU im Bereich der vorschulischen Bildung; 

- eine stärkere Förderung der Mobilität von Lehrerinnen 
und Lehrern an allgemeinbildenden Schulen im Rahmen 
von COMENIUS; 

- eine stärkere Förderung des studentischen Austauschs 
sowie einer deutlichen Steigerung der Stipendiensätze; 

- eine verbesserte wechselseitige Transparenz und Anrech- 
nung von Teilqualifikationen sowie die stärkere Förde- 
rung individueller Mobilität im Bereich der Berufsbil- 
dung durch das Programm LEONARDO DA VINCI; 

- die Verankerung einer selbständigen Aktion Förderung 
des lebensbegleitenden Lernens im Rahmen der geplan- 
ten programmübergreifenden Aktivitäten; 

Auf nationaler Ebene bedürfe es weiterhin einer weiteren 
Europäisierung und Intemationalisierung des Bildungswe- 
sens. 

Dazu gehöre 

- eine weitere Verbesserung der Kooperation von Bund, 
Ländern und anderen Akteuren des Bildungswesens bei 
der Umsetzung der auf europäischer Ebene vereinbarten 
Programme im Bildungswesen; 

- eine Verstärkung der Aufklärung über die Möglichkeiten 
der europäischen Bildungsprogramme; 

- die weitere Verbesserung der Rahmenbedingungen für 
die Teilnahme von Lehrenden aus anderen EU-Ländem 
am Bildungswesen in Deutschland; 


- eine Verbesserung der Durchlässigkeit zwischen allge- 
meinen, beruflichen und hochschulischen Bildungs- 
gängen und 

- die Ausweitung des Angebots an Bildungseinrichtungen 
mit einer europäischen Ausrichtung. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden 
Aussehüsse 

Der mitberatende Haushaltsausschuss hat mit den Stimmen 
der Fraktionen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen 
der Fraktionen FDP, DIE LINKE., BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN empfohlen, den Antrag auf Drucksache 16/837 
abzulehnen. 

Der mitberatende Ausschuss für die Angelegenheiten der 
Europäischen Union hat mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktionen FDP und DIE LINKE, empfohlen, den Antrag 
auf Drucksache 16/837 abzulehnen. 

IV. Beratungsverlauf und -ergebnis im 
federführenden Aussehuss 

Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik- 
folgenabschätzung hat die Vorlage in seiner 1 1 . Sitzung am 
17. Mai 2006 beraten und empfiehlt die Ablehnung des An- 
trags auf Drucksache 16/837 mit den Stimmen der Fraktio- 
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der 
Fraktionen FDP und DIE LINKE. 

Von Seiten der Fraktion der CDU/CSU wird festgestellt, 
dass eine ausführliche Diskussion nicht möglich sei, da noch 
neun weitere Mitteilungen der EU auf der TO stünden. Der 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN werde 
aus drei Gründen abgelehnt: 

Erstens sei durch die Veränderung der finanziellen Ausstat- 
tung des Programms lebenslanges Lernen die Grundlage für 
den Antrag weggefallen. Die Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN habe selbst noch von rund 1 3 Mrd. Euro 
gesprochen. Durch die Beschränkung des Budgets auf 
6,97 Mrd. Euro sei die gewünschte Verteilung nicht mehr 
möglich. Es bestehe der Wunsch, dass, wenn die EU-Kom- 
mission die Ergebnisse über die Vereinbarung über das 
Budget berichtet, der Ausschuss wieder den Bericht über die 
aktuelle Entwicklung erhalte. 

Zweitens seien bereits große Teile der Forderungen des An- 
trags aufgenommen worden. Vieles spiegele sich bereits in 
dem Bericht vom 1 1 . Januar 2006 wider. 

Drittens müsse man in Bezug auf die Föderalismusreform 
die weitere Entwicklung abwarten. 

Von Seiten der Fraktion der SPD wird hervorgehoben, dass 
ein großes Interesse an einem kontinuierlichen Erfolg der 
EU-Bildungsprogramme bestehe. Ein Austausch von jungen 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 16/14090 


Leuten sowie das frühe Erlernen von Fremdsprachen gehöre 
maßgeblich zu dem Weg, der zu dem „Lissabon-Ziel“ führe. 

Zur Umsetzung des Bildungsprogramms wolle sie einen 
konkreten Vorschlag machen. Da Deutschland mit dem Be- 
ginn der neuen Programme die Ratspräsidentschaft überneh- 
me, sei es eine gute Möglichkeit einen Schwerpunkt auf die 
weitere Verbreitung von Bildungsprogrammen zu legen. 
Hier stellt sie die Frage an das BMBF, ob es bereits solche 
Pläne gebe. 

ln Anbetracht der problematischen Situation des EU-Bil- 
dungshaushaltes sei es durchaus der richtige Weg, diesen 
stärken zu wollen. Allerdings sei die Realisierung des An- 
trags der Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN aufgrund 
der Fakten nicht möglich, so dass die Fraktion der SPD den 
Antrag ablehne. 

Von Seiten der Fraktion der FDP wird hervorgehoben, dass 
in diesem Zusammenhang insbesondere drei Eckpunkte 
wichtig seien: die Weiterbildung im Bereich der Lehrkräfte, 
das lebenslange Lernen und die Verstärkung der Ausbildung 
für die Anwendung neuer Technologien. 

Insbesondere sei der Fraktion der FDP aber das Thema „Un- 
temehmergeist“ wichtig. Der Appell an die Mitgliedstaaten 
den Unternehmergeist auf allen Stufen der Ausbildung zu 
fördern sei ebenfalls ein Schwerpunkt, den Deutschland 
während seiner Ratspräsidentschaft setzen könne. 

Bei allen Programmen auf der europäischen Ebene sei es 
nötig, diese nicht zu sehr in eine Bürokratisierung hineinlau- 
fen zu lassen. Eine solche sei schon bei den Kooperations- 
programmen EU/USA und EU/Kanada zu spüren. Es sei der 
falsche Weg, den die Kommission hier eingeschlagen habe - 
nicht die Einstellung von mehr Personal zur Erhaltung des 
komplizierten Antragsverfahrens, sondern die Vereinfa- 
chung des Verfahrens müsse angestrebt werden. Diese Ver- 
einfachung sei gerade in Anbetracht der Existenz einer euro- 
päischen Qualitätscharta nötig. 

In dem Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
gebe es viele interessante Impulse und Grundtatsachen, wie 
die Verbesserung der Mobilität und den gegenseitigen Aus- 
tausch durch das EU-Bildungsrahmenprogramm. Die positi- 
ve Einschätzung dieser Programme werde durch die Frak- 
tion der FDP geteilt. 

Allerdings gebe es drei Kritikpunkte an dem Antrag. Es wür- 
den finanzielle Forderungen, wie die Ausweitung des EU- 
Bildungsprogrammes, gestellt ohne konkrete Gegenfman- 
zierungsbereiche anzusprechen. In Betracht käme hier aus 
Sicht der FDP der Agrarhaushalt. Zweitens könne die Fülle 
von Einzelvorschlägen leicht zu einer weiteren Bürokratisie- 
rung auf EU-Ebene führen. Außerdem sei die selbständige 
Förderung der Aktion „Lebenslanges Lernen“ bereits durch 
das Zentrum für die Förderung der Berufsbildung abgedeckt. 

Somit könne die Fraktion der FDP dem Antrag nicht zustim- 
men und werde sich enthalten. 

Von Seiten der Fraktion DIE LINKE, wird eine politische 
Zielsetzung des angestrebten Bildungsprogramms vermisst. 
Die Frage nach dem Stellenwert der sozialen Dimension in 
den europäischen Bildungsprogrammen sei für die Fraktion 
DIE LINKE, ebenfalls wichtig. Auch in dem vorliegenden 
Bericht „Bildung als Eckpfeiler der Lissabon-Strategie“ 
werde klar festgehalten, dass die Zielstellungen, die im Be- 


reich der sozialen Entwicklung gesetzt worden seien, nicht 
eingehalten würden. 

Bei dem Versuch, die Zahl der Schulabbrecher zu verringern, 
sei beispielsweise keinerlei Fortschritt gemacht worden. 
Hier stelle sich die Frage an das BMBF, welche Impulse die 
Bundesregierung einerseits auf europäischer Ebene einbrin- 
ge und welche Rolle die soziale Dimension bei der bildungs- 
politischen Umsetzung in Deutschland spiele. Ein Impuls 
auf europäischer Ebene sei insbesondere in Anbetracht des 
„Europäischen Jahrs der Chancengleichheit 2007“ nötig. 

Weiter bestünde Bedarf an zwei Nachfragen an das BMBF, 
die sich auf Einzelpunkte des Antrags bezögen. Die erste 
Frage sei, inwieweit die Föderalismusreform Arbeit auf eu- 
ropäischer Ebene erschweren oder erleichtern würde. Bisher 
gebe es die Regel, dass die Verhandlungsführung an die Län- 
der abgegeben werden kann. Zukünftig müsse dies gesche- 
hen. Die Frage sei nun, ob die Verhandlungsführung bisher 
überhaupt schon abgegeben wurde. Dies sei vor dem Hinter- 
grund wichtig, dass die meisten europäischen Initiativen im 
Bildungsbereich keine Gesetzesinitiativen seien, sondern 
nur im Rahmen der offenen Koordinierung geregelt würden. 
Die zweite Frage betreffe das BAföG. Hier sei bereits gefragt 
worden, ob das BAföG bald schon bereits nach dem ersten 
Semester und nicht erst nach dem zweiten mit ins Ausland 
genommen werden körme. 

Von Seiten der Fraktion BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN 
wird festgestellt, dass mit den vorgetragenen Rahmenbedin- 
gungen die Schaffung eines gemeinsamen EU-Bildungsrau- 
mes und die Unterstützung der Mobilität der jungen Europä- 
er nicht zufriedenstellend erreicht werden könne. Dies würde 
die aktive Gestaltung von Europa hemmen und die zuneh- 
mende europaskeptische Haltung in vielen Ländern noch 
verstärken. 

Auch die Bedeutung von Europa als Wirtschaftsraum, die 
durch die Lissabon-Strategie gerade unterstrichen werde, 
könne durch den geringen Etat nicht wirksam umgesetzt 
werden. Die Aufstockung des COMENIUS-Programms sei 
durch das gleichbleibende Budget für Studenten und die be- 
rufliche Bildung zu relativieren. 

Auf die Kritik der Fraktion der FDP, dass die Mittel für den 
Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN nicht vor- 
handen sind, werde entgegnet, dass eine kritische Analyse 
des europäischen Haushaltes hier Abhilfe schaffen könne. 
Für Europa sei es wichtiger in Bildungs- und Forschungspro- 
gramme und nicht in die Subventionierung der Agrarwirt- 
schaft zu investieren. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sei in diesem 
Zusammenhang enttäuscht gewesen von der Regierungs- 
erklärung der Bundeskanzlerin zur Europapolitik, die noch 
keinerlei neue Schwerpunktsetzung im Rahmen der Ent- 
wicklung Europas zu erkennen gegeben habe. 

Außerdem sei es möglich, trotz der jetzt feststehenden Rah- 
mensetzung, noch die Schwerpunkte innerhalb der einzelnen 
Programme zu ändern. Zu den konkreten Vorschlägen in 
dem Antrag zu der Änderung von einzelnen Programmpunk- 
ten habe sie noch nichts in der Debatte gehört. Insbesondere 
nermt sie die Themen „Einbindung der vorschulischen Bil- 
dung“, „Mitnahme von Darlehen und Beihilfen bei Studien- 
und Ausbildungsaufenthalten“, die Transparenz des Pro- 
gramms „Lebenslanges Lernen“ und auch den Verbund von 
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EU-Bildungsforschungsinstitutionen. Nicht alle dieser An- 
liegen benötigten die Ausweitung der finanziellen Mittel. 

ln Bezug auf die Föderalismusreform sei es falsch, im Be- 
reich der Bildungspolitik die Verhandlungsführung auf euro- 
päischer Ebene vollständig aus der Hand zu geben. Gerade 
bei der EU-Bildungspolitik sei auch ein großes nationales In- 
teresse Deutschlands zu verzeichnen. Deutschland habe eine 
große Teilnahme an den EU-Bildungsprogrammen zu ver- 
zeichnen, die am effektivsten auf Bundesebene zu koordinie- 
ren seien, gerade in Anbetracht der Ratspräsidentschaft 
Deutschlands 2007. 

Die Fraktion BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN unterstreicht, 
dass der Antrag nicht überholt sei. Es gebe noch weitere Ver- 
handlungsrunden über die Finanzgestaltung in Europa. Au- 
ßerdem sollten die inhaltlichen Anforderungen aus dem An- 
trag in die jetzigen Programme mit eingearbeitet werden. 

Von Seiten der Bundesregierung wird darauf hingewiesen, 
dass die grundsätzliche Frage die Steigerung der Mobilität 
der Nutznießer der Programme sei. Hier habe sich in den 
letzten Jahren eine erhebliche Ausweitung der Prograiume 
ergeben. Im Jahr 2000 hätten für LEONARDO 170 Mio. 
Euro zur Verfügung gestanden, im Jahr 2003 209 Mio. Euro 
und im Jahr 2006 - nach dem Beitritt der neuen Länder - be- 
reits 244 Mio. Euro. Deutschland habe von diesen Mitteln im 
Jahr 2000 23,4 Mio. Euro, im Jahr 2003 24,5 Mio. Euro und 
im Jahr 2006 32,2 Mio. Euro zur Verfügung gehabt. Für das 
Programm SOKRATES hätten im Jahr 2000 238 Mio. Euro 
und im Jahr 2006 schon 395 Mio. Euro zur Verfügung ge- 
standen. Für Deutschland habe es hier eine Steigerung von 
knapp 27 Mio. Euro im Jahr 2000 auf 37,8 Mio. Euro im Jahr 
2006 gegeben. Diese Entwicklung mache die Dynamik der 
Programme bei steigender Teilnehmerzahl deutlich. Die Be- 
mühungen der Bundesregierung im Frühjahr - insbesondere 
die gemeinsame Initiative mit Frankreich - seien darauf ge- 
richtet gewesen, die Dynamik am Leben zu erhalten. Dies sei 
durch die Aufstockung uiu 800 Mio. Euro erreicht worden. 
Obwohl sich natürlich noch mehr Mittel gewünscht werden 
könnten, seien die bis jetzt erreichten Steigerungsraten schon 
beachtlich. 

Es sei auch der qualitative Sprung zu würdigen, der mit der 
Neustrukturierung des Paketes und dem Anspruch des Pro- 
gramms „Lebenslanges Lernen“ erreicht werde. Auch sei es 
ein wichtiges Anliegen der Bildungsministerin, den Beginn 
des Lernens schon in der Phase vor der Grundschule zu ver- 
orten. Es könnten aber nicht durch das Mobilitätspaket sämt- 
liche bildungspolitische Aspekte abgedeckt werden. Mit den 
vorliegenden vier Schwerpunkten, die auch die berufliche 
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Weiterbildung berücksichtigen würden, könne ein qualitati- 
ver Fortschritt verzeichnet werden. 

Vier Akzente würden während der deutschen Ratspräsident- 
schaft in Zusammenhang mit dem Start des neuen Pro- 
grammpaketes „Lebenslanges Lernen“ genutzt. 

Der erste Akzent sei die Planung einer großen Konferenz in 
Berlin im Rahmen eines informellen Bildungsministerrates. 

Der zweite Schwerpunkt sei die Organisation einer europäi- 
schen Fachkonferenz zur beruflichen Bildung. Die Konfe- 
renz werde wahrscheinlich in Hamburg stattfmden. 

Der dritte Schwerpunkt, bei dem es sich um ein wesentliches 
Anliegen der Bildungsministerin handele, sei die Frage nach 
dem Stellenwert der Bildung für die europäische Identitäts- 
frndung. Auch hier könne eine Fachveranstaltung stattfin- 
den. 

Der vierte Schwerpunkt sei die Veranstaltung einer Fachkon- 
ferenz für die Bildungsforschung. Diese würde im Zuge der 
Umstrukturierung der nationalen Bildungsforschung statt- 
fmden. Gegenstand der Konferenz würden aber nicht nur das 
geplante „Bildungspanel“ sein, sondern auch die Schwer- 
punkte der europäischen Bildungsforschung. 

Auf die Frage, wie es mit dem Programm möglich sei sozial 
motivierte Ziele zu erreichen führt die Bundesregierung aus, 
dass die Umsetzung von solchen Zielen nicht ein Kemanlie- 
gen des Programmpakets sei, sondern vielmehr die Mobili- 
tät. Natürlich sei es notwendig parallel die Entwicklung der 
sozialen Komponente zu beobachten, jedoch nicht im Rah- 
men des vorliegenden Programmpakets. 

In Bezug auf die Föderalismusreform und die Wahrnehmung 
der „Kann-Option“ der Federführung durch die Länder ant- 
wortet die Bundesregierung, dass es die absolute Ausnahme 
gewesen sei, dass Deutschland durch den Vertreter des Bun- 
desrates oder der Länder vertreten worden sei. Die Umwand- 
lung der „Kann-“ in eine „Muss“-Option sei ein sehr wich- 
tiges Thema bei der Debatte zur Föderalismusreform 
gewesen. Diese Umwandlung könne aus Sicht einiger Sach- 
verständiger, bei reduzierten, klar abgegrenzten Verhand- 
lungsgegenständen, neue Möglichkeiten der Abstimmungs- 
prozesse zwischen den Ländern bieten. 

Hinsichtlich eines möglichen Handlungsbedarfs beim BAföG 
verweist die Bundesregierung darauf, dass momentan einige 
Fragestellungen aus der letzten Wahlperiode bearbeitet wür- 
den und einige Änderungen, unter anderem die vorgeschla- 
genen, eventuell noch in dieser Wahlperiode, nach Vorlage 
des BAföG - Berichtes, bearbeitet würden. 


Patrick Meinhardt 

Berichterstatter 


Cornelia Hirsch 

B erichterstatterin 


Priska Hinz (Herborn) 

B erichterstatterin 
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